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POLITIK kompakt

Renten-Zoff: SPD bleibt hart
BERLINDie SPD bleibt im Streit umdas Rentenpaket
mit der Union hart. „Wir halten an dem ganz klar
fest, was wir eingebracht haben“, sagte General-
sekretär Tim Klüssendorf. Aus Sicht der SPD sei das
Paket genau das Notwendige, um die Rente stabil
zu halten. „Deswegen verlangen wir von Jens
Spahn und von der Spitze der Unionsfraktion, dass
sie jetzt zu dem, was wir gemeinsam erarbeitet ha-
ben, was jetzt vorliegt, auch stehen.“ Die Junge
Gruppe der Unionsfraktion hatte das Paket von Ar-
beitsministerin Bärbel Bas (SPD) als „in seiner jetzi-
gen Ausgestaltung nicht zustimmungsfähig“ be-
zeichnet und setzt auf Änderungen im Bundestag.

AfD: Trump soll Ehrenbürger werden
BAD DÜRKHEIM/KALLSTADT US-Präsident Donald
Trump soll nach dem Willen der AfD in Bad Dürk-
heim die Ehrenbürgerwürde des pfälzischen Land-
kreises erhalten. „Auslöser für unseren Antrag im
Kreistag ist, dass Donald Trump den Israel/Gaza-
Konflikt befriedet und dafür gesorgt hat, dass die
israelischen und acht deutsche Geiseln freigekom-
men sind“, sagte der örtliche AfD-Fraktionsvorsit-
zende Thomas Stephan. Er verwies auf Trumps
Vorfahren, die aus dem Ort Kallstadt im Kreis Bad
Dürkheim kommen. Der Landkreis bestätigte einen
entsprechenden Antrag der AfD-Kreistagsfraktion.

Immer mehr Berufs-Anerkennungen
BONN Immer mehr Geflüchtete aus der Ukraine
wollen ihre Berufs-Qualifikation in Deutschland
anerkennen lassen – Voraussetzung dafür, hierzu-
lande in ihrem Beruf zu arbeiten. 7300 Anträge
wurden 2024 anerkannt, das ist ein neuer Höchst-
wert, wie das Bundesinstitut für Berufsbildung
(BIBB) mitteilte. Besonders häufig seien Anträge
von Ingenieuren, Pflegefachkräften, Lehrerinnen,
Erzieherinnen und Ärztinnen. 71 Prozent dieser
Anträge wurden von Frauen gestellt. In 95 Prozent
der Verfahren wurde eine volle oder teilweise
Gleichwertigkeit der Qualifikation festgestellt.

„Ich fühle mich
total heimatlos“

I n Fadumo Korn (61) brodelt
die Wut. Die Münchnerin
fühlt sich direkt von Kanzler

Friedrich Merz (CDU) angegrif-
fen. Stichwort: „Problem im
Stadtbild“. „Ich werde zum
Störfaktor erklärt – von der
Spitze unseres Landes!“, em-
pört sie sich.
Merz hatte vergangene Wo-

che im Zusammenhang mit
dem Erstarken der AfD und dem
Thema Migration gesagt: „Aber
wir haben natürlich immer im
Stadtbild noch dieses Problem,
und deswegen ist der Bundesin-
nenminister ja auch dabei, jetzt
in sehr großem Umfang auch
Rückführungen zu ermöglichen
und durchzuführen.“

Korn sagt zur AZ: „Ich fühle
mich extrem beleidigt. Das be-
deutet, ich bin ein Problem im
Stadtbild. Nach 45 Jahren in
Deutschland undMünchen füh-
le ich mich gerade total heimat-
los.“ Korn ist in Bayern verwur-
zelt und engagiert, hat erst im
Juli den Bayerischen Verdienst-
orden bekommen.

Sie nennt die Aussage des Kanz-
lers „erschreckend und frustrie-
rend“. „Das ist eine extreme Be-
leidigung für alle Menschen, die
nicht blond und blauäugig
sind.“ Aus ihrer Sicht hat Merz
damit „AfD-Parolen herauspo-
saunt – purer Rassismus“. Ihre
Forderung: „Ich möchte, dass er
sich öffentlich bei uns allen ent-
schuldigt. Und dann soll er er-
klären, was er mit dem Stadt-
bild genau meint.“

Ob das passiert, ist allerdings
fraglich. Denn Merz hat die
„Stadtbild“-Äußerung nun so-
gar verteidigt. „Ich habe gar
nichts zurückzunehmen“, sagte
der CDU-Chef am Montag nach
einer Klausurtagung des Partei-
präsidiums in Berlin auf die Fra-
ge eines Journalisten. „Im Ge-
genteil, ich unterstreiche es
noch einmal:Wirmüssen daran
etwas ändern und der Bundes-
innenminister ist dabei, daran
etwas zu ändern und wir wer-
den diese Politik fortsetzen.“

Bayerns Ministerpräsident Markus
Söder (CSU) stärkte seinem Uni-
ons-Kollegen am Montag den Rü-
cken. Die Debatte nannte Söder
„Wortklauberei“. In vielen Städ-
ten gebe es Probleme. „An
Hauptbahnhöfen, in Schwimm-
bädern, anmanchenMarktplät-
zen ist dies natürlich für einen
ganz großen Teil der Bevölke-
rung eine Herausforderung.“
Korn hat nicht nur Richtung

Kanzler Merz eine Forderung:
„Wo sind die Sozialdemokra-
ten? Warum schreien sie nicht
auf?“ Sie wünscht sich, dass
mehr Menschen gegen solche
Diffamierungen aufstehen.
„Wir steuern auf eine wahnsin-
nig gefährliche Situation zu.“
Sie ist auch der Meinung, dass

Deutschland eine neue Debatte
über Aussagen zu Migration
braucht – auf bundespolitischer
Ebene und vor allem auch auf
Augenhöhe mit den Millionen
Menschen mit Migrationshin-
tergrund.

In München kamen amSonntag be-
reits rund 200 Menschen zu einer
Kundgebung zusammen. Dazu
aufgerufen hatte der Verein
Frau-Kunst-Politik. Die Vor-
standsvorsitzende Corina Tole-
do teilt der AZ mit: „Bundes-
kanzler Merz hat Migration als
ein ,Problem im Stadtbild’ diffa-
miert. Das ist mehr als nur eine
Entgleisung; es ist ein Versuch,
Menschen aufgrund ihrer Haut-
farbe, Sprache oder Herkunft
zum optischen Störfaktor und
Sündenbock für eine verfehlte
Migrationspolitik zu erklären.“
Toledo will die „politischen

Leerstellen“ aufzeigen, da „der
Kanzler die wahren Ursachen
der Migration und die struktu-
relle Verflechtung Deutsch-
lands systematisch ignoriert“.
„Merz spricht nicht darüber,
dass Deutschland zu den größ-
ten Waffenexporteuren zählt
und damit Kriege und Konflikte
in Ländern befeuert, aus denen
Menschen fliehen.“ Und: „Wir

fordern den Kanzler auf, offen-
zulegen, dass der deutsche
Wohlstand auf Ausbeutung und
Hungerlöhnen im Globalen Sü-
den beruht.“ Sie zählt als Bei-
spiele auf: Kaffee, Kakao, Ko-
balt, Lithium.
Die Vereinschefin ist der Mei-

nung: „Fehlentwicklungen in
der Migrationspolitik sind von
der Politik zu verantworten,
und sie muss Lösungen ohne
Diffamierung aller Migranten
erarbeiten.“

Auch die SPD-Ortsvorsitzende von
Taufkirchen, Naciye Özsu, war am
Marienplatz dabei.Der AZ teilt sie
ihre Gründe mit: „Weil es Zeit
ist, Haltung zu zeigen – gegen
Pauschalisierungen und für ein
respektvolles Miteinander.
Menschen mit Zuwanderungs-
geschichte dürfen nicht pau-
schal verdächtigt oder als Pro-
blem dargestellt werden.“
Diese seien längst angekom-

men und übernähmen Verant-
wortung. Im Beruf, in der Fami-
lie oder in einem Ehrenamt.
„Ich selbst stamme aus einer
Gastarbeiterfamilie – Men-
schen, die dieses Land mit auf-
gebaut haben.“
Sie kritisiert an Merz beson-

ders: „Wenn ein Kanzler be-

ginnt, ganze Gruppenmit weni-
gen Worten abzuwerten, ver-
liert er den Respekt und den
Kontakt zu denjenigen, die un-
ser Land mittragen.“ Deutsch-
land brauche keine Angstparo-
len, sondern Vorbilder und Brü-
ckenbauer – „in unseren Schu-
len, auf unseren Marktplätzen,
in unseren Vereinen“.

Wie haben sie die Stimmung bei
der Kundgebung empfunden?
„Eine kraftvolle Mischung aus
Wut, Entschlossenheit und tie-
fer Solidarität“, so Toledo. „Die
Menschen haben sich nicht als
Opfer gefühlt, sondern als akti-
ve Verteidigerinnen der Demo-
kratie und Vielfalt.“ Auf Plaka-
ten seien etwa die Hashtags zu
lesen gewesen: „Merz ist das
Problem“ und „Wir sind das
Stadtbild“. Aus Sicht von Özsu
war die Stimmung „friedlich,
offen und herzlich“. „Der Wille
zumMiteinander war spürbar –
über Generationen und Her-
kunft hinweg.“
Fadumo Korn war nicht dabei

– sie sei noch zu wütend, sagt
sie. Sie werde in der Sache aber
keine Ruhe geben, kündigt sie
an. „Ich fühle mich gerade hei-
matlos, aber ich lasse das nicht
auf mir sitzen.“ R. Vielreicher

Seit über 40 Jahren
lebt Fadumo Korn in
Deutschland – und fühlt
sich jetzt vom Kanzler
zum „Problem im
Stadtbild“ erklärt. Auch
eine Kundgebung in
München positioniert
sich gegen Merz

Fadumo Korn
will ein Zeichen
setzen: Von
Friedrich Merz
als Kanzler
fühlt sie sich
nicht repräsen-
tiert.
Foto: privat

Klamme Kommunen:
Die Lage spitzt sich zu
B ayerns Städte und

Gemeinden leiden im-
mer mehr unter einer

sich verschärfenden finan-
ziellen Schieflage. „Die Lage
spitzt sich dramatisch zu“,
sagt der Vorsitzende des
Bayerischen Städtetags,
Markus Pannermayr (CSU).

Im Jahr 2023 waren die
kommunalen Haushalte mit
2,3 Milliarden Euro ins Mi-
nus gerutscht, im Jahr 2024
lag das Defizit bei 5,3Milliar-
den Euro. Auch das erste
Halbjahr 2025 war laut Pan-
nermayr bereits mit einem
hohen Defizit von 4,6 Milli-
arden Euro belastet.
„Die finanzielle Lage für

Bayerns Städte und Gemein-
den wird immer bedrohli-
cher. Der verhängnisvolle
Abwärtstrend ist leider
schon seit Jahren ungebro-
chen. Viele Städte und Ge-
meinden sind bereits jetzt in
einer prekären Haushalts-
lage“, sagte Pannermayr. Vor
allem die hohe Dynamik bei
den Ausgaben für Personal
und Soziales verschärfe die
strukturelle Schieflage der
Kommunen im Freistaat.
Mit Blick auf die anstehen-

den Verhandlungen zum

kommunalen Finanzaus-
gleich für 2026 Ende Okto-
ber betonte Pannermayr, die
Kommunen seienmehr denn
je auf einen starken kommu-
nalen Finanzausgleich 2026
angewiesen.
Da der Freistaat infolge der

schwierigen Lage für die
Wirtschaft auch seit Jahren
mit sinkenden Steuerein-
nahmen und hohen Ausga-
ben zu kämpfen hat, sind die
finanziellen Spielräume sehr
eng – da im kommenden
Jahr aber auch die Kommu-
nalwahl stattfindet, dürfte
auch das Interesse der
Staatsregierung besonders
groß sein, hier eine einver-
nehmliche Lösung zu finden.
Im laufenden Jahr umfasst
der Finanzausgleich fast
zwölf Milliarden Euro.

Pannermayr. Foto: imago

Grüne fordern „Gesellschaftsjahr“

M ehrere prominente
Grünen-Politiker wol-
len einen Parteitags-

beschluss für ein verpflichten-
des „Gesellschaftsjahr für alle“
erreichen. Wie das Redaktions-
netzwerk Deutschland (RND)

unter Berufung auf einen An-
trag für den Bundesparteitag
Ende November berichtet, sol-
len jungeMenschen imAlter bis
28 den von den Grünen gefor-
derten Dienst nach Ende ihrer
Schulpflicht absolvieren.
Das „Gesellschaftsjahr“ soll

demnach neun bis zwölf Mona-
te dauern und wahlweise in der
Bundeswehr, im Bevölkerungs-
und Katastrophenschutz oder
in sozialen Einrichtungen abge-
leistet werden.

Unterstützt wird der Vorstoß
von 89 Parteimitgliedern, da-
runter die nordrhein-westfäli-
sche Wirtschaftsministerin und
Vize-Ministerpräsidentin Mona
Neubaur, Hamburgs Zweite
Bürgermeisterin Katharina Fe-
gebank, die Grünen-Fraktions-
vorsitzende im bayerischen
Landtag Katharina Schulze, der
frühere hessische Wirtschafts-
minister und heutige Bundes-
tagsabgeordnete Tarek Al-Wa-
zir, der Chef des Europaaus-

schusses im Bundestag Anton
Hofreiter sowie der Generalse-
kretär der Bundesschülerkonfe-
renz Quentin Gärtner.
Initiator des Antrags ist der

Bundestagsabgeordnete und
Verteidigungsexperte Niklas
Wagener. Er sagte dem RND,
das Gesellschaftsjahr solle „kei-
ne Rückkehr zur alten Wehr-
pflicht“ sein, sondern ein Pro-
jekt, das „militärische, zivile
und soziale Elemente zusam-
menführt“.

Die Idee: Alle jungen
Menschen sollen sich
nach der Schule für die
Gemeinschaft einsetzen

Schulze. Foto: dpa

Schulze begründete ihre Un-
terstützung mit den Worten:
„Es ist an der Zeit, die Frage zu
stellen: Was kannst du für dein
Land tun?“ Der AZ sagte sie:
„Alle merken doch, dass die Zei-
ten nicht einfach sind und die
Bedrohungen zunehmen. Damit
wir als Gesellschaft robuster
werden, unsere Freiheit vertei-
digen und das Miteinander
stärken braucht es uns alle.“

Schon vor Monaten habe sie
in diesem Bereich einen Vor-

stoß mit einem sogenannten
Freiheitsdienst gemacht. „Ich
freue mich sehr, dass wir auf
unserem Bundesparteitag über
dieses Thema diskutieren.“


